
Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Mag. Leichtfried, Pet ra Bayr, MA MLS, 

Genossinnen und Genossen 

zum Bericht des Außenpolitischen Ausschusses über die Regierungsvorlage (283 d.B.): 

Abkommen über eine strategische Partnerschaft zwischen der Europäischen Union und ihren 

Mitgliedstaaten einerseits und Japan andererseits, 522 d.B. 

betreffend Erhalt der biologischen Vielfalt der Meere und gegen die kommerzielle Bejagung 

von Walarten durch Japan 

Das Abkommen für eine Strategische Partnerschaft der EU mit Japan enthält in seinem Artikel 

28, "Fischereien", ein Bekenntnis zur Förderung des Dialoges und intensiveren 

Zusammenarbeit in der Fischereipolitik "mit dem Vorsorge- und dem Ökosystemansatz mit 

dem Ziel, die langfristige Erhaltung, die effiziente Bewirtschaftung und die nachhaltige 

Nutzung der Fischereiressourcen nach bestem wissenschaftlichem Kenntnisstand zu fördern". 

In Artikel 23, "Umwelt" bekennen sich die Vertragsparteien zur Intensivierung der 

Zusammenarbeit unter anderem im Bereich (1) b) "biologische Vielfalt
"

. 

Das Internationale Übereinkommen zur Regelung des Walfangs, ein internationaler 

völkerrechtlicher Vertrag, den bisher 75 Nationen unterzeichneten, wurde 1946 zum Schutz 

der Wale geschlossen. Das Ziel der Konvention ist "die angemessene und wirksame Erhaltung 

und Erschließung der Walbestände". Eine Gefährdung von Walarten durch eine übermäßige 

Bejagung durch den internationalen Walfang soll durch das Übereinkommen vermieden 

werden. Als Hauptinstrument wurde die Internationale Walfangkommission (engl. 

International Whaling Commission, IWC) bestimmt, durch die regelmäßig die sich ändernden 

wirtschaftlichen, ökologischen und kommerziellen Interessen reflektiert und entsprechende 

Änderungen der Konvention erarbeitet werden. 1986 wurde der kommerzielle Walfang durch 

ein Moratorium international verboten, zu wissenschaftlichen Zwecken im Rahmen von 

Sondergenehmigungen erlaubt, wovon Japan schon bisher Gebrauch machte. 

Mit Ende des vergangenen Jahres gab Japan den Austritt aus der Internationalen Konvention 

bekannt, womit eine Bejagung von Walen zu kommerziellen Zwecken für Japan ab Juli 2019 

wiederum möglich ist. Eine Gefährdung von Walarten, durch eine übermäßige Bejagung wird 

befürchtet. 

Daher stellen die unterfertigten Abgeordneten folgenden 

E ntsch lie ßu ngsa ntrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich auf europäischer Ebene dafür einzusetzen, dass 

Japan von Seiten der EU vor Inkrafttreten des Abkommens über eine strategische (­
Partnerschaft mit Nachdruck aufgefordert wird, wieder der Internationalen Konvention zur Iy 
Regelung des Walfangs beizutreten und d�lJagen von Walen zu kommerziellen Zwecken zu /'v 
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